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machen. Ich will Tätern nicht die Chance geben, uns 
vorzuführen, nur weil 16 Länder Verfassungsschutz und 
Polizei organisieren, wovon ich in Wirklichkeit ein gro-
ßer Anhänger bin. Deshalb widerspreche ich den aktuel-
len Aussagen einiger Landesinnenminister, da ich sie für 
grenzwertig halte – Zitat –:

Die Gefahrenabwehr in einem föderalen System ist 
Sache der Länder …

Dass eine Bundesbehörde … eingreife oder gar den 
Einsatz übernehme, sei „völlig unvorstellbar“.

Ich nenne den Namen und die Partei des Betreffenden 
nicht.

Für mich war im Untersuchungsausschuss oft einiges 
unvorstellbar. Dabei ging es aber nicht darum, dass in 
diesem Land eigenartig geführt wird. Wo sind wir denn?

(Beifall des Abg. Tankred Schipanski [CDU/
CSU])

Deshalb, meine Damen und Herren, empfehle ich vor al-
len Dingen den Nicht-NSU-Tatortländern, sich endlich 
einmal mit diesem Fall zu beschäftigen und ihre eigene 
Leistungsfähigkeit an dem zu spiegeln, was wir dort 
festgestellt haben.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf gehen wir in die 
Richtung – das ist für mich ein großer Schritt –, uns mit 
den Ländern enger abzustimmen, notfalls auch ohne de-
ren Einverständnis. Ich weiß, das ärgert die. Allerdings 
ist dieser Kompromiss auf einmalige Art und Weise zu-
stande gekommen. Ich habe an der Besprechung mit 
dem Bundesinnenminister, zu der auch die Länder einge-
laden waren, teilgenommen. Ich fand, das war sehr ko-
operativ.

Ein Landesinnenminister sagte vor einer Woche – Zi-
tat –: „Das ist eine Aushebelung des Föderalismus“. 
Nein, das ist es nicht. Wer dem Föderalismus eine Zu-
kunft geben will, der darf ihn nicht einmauern, sondern 
muss ihn weiterentwickeln und krisenfest machen, 
meine Damen und Herren. Ich glaube, wir dürfen des-
halb dem Bundesinnenminister für all die Kämpfe, die er 
mit den Länderkollegen geführt hat, danken. Ich sehe 
noch die von diesem Fall Betroffenen vor mir, die im 
September 2013 oben auf der Tribüne gesessen haben. 
Wir haben ihnen zugerufen: Wir versprechen euch, dass 
wir Wort halten. – Durch das, was der Minister vorgelegt 
hat, können wir Wort halten. Dafür bedanke ich mich, 
und ich freue mich auf die Beratungen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit schließe ich 

die Aussprache.

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen 
auf den Drucksachen 18/4654, 18/710, 18/4682 und 18/4690
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
vorgeschlagen. Ich frage Sie: Sind Sie damit einverstan-
den? – Das ist der Fall. Dann sind die Überweisungen so 
beschlossen.

Ich rufe jetzt den nächsten Tagesordnungspunkt auf 
– das ist der Tagesordnungspunkt 26 – sowie den Zu-
satzpunkt 7:

26 Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/
CSU und SPD

Die NVV-Überprüfungskonferenz zum Er-
folg führen

Drucksache 18/4685

ZP 7 Beratung des Antrags der Abgeordneten Inge 
Höger, Wolfgang Gehrcke, Jan van Aken, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE

Die europäische Sicherheitsstruktur retten – 
Übereinkommen in Gefahr

Drucksache 18/4681 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
diese Aussprache 38 Minuten vorgesehen. Gibt es dazu 
Widerspruch? – Das ist nicht der Fall. Dann ist das so 
beschlossen, und wir können mit der Aussprache begin-
nen; die Kollegen sitzen auch bereits.

Als erste Rednerin in dieser Debatte hat die Kollegin 
Ute Finckh-Krämer von der SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Ute Finckh-Krämer (SPD):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer oben auf den 
Tribünen! Anlass der heutigen Debatte ist die Überprü-
fungskonferenz zum Atomwaffensperrvertrag, die am 
Montag beginnt und alle fünf Jahre stattfindet.

Vor fünf Jahren gab es im Deutschen Bundestag einen 
fraktionsübergreifenden Antrag. Leider ist es diesmal 
nicht gelungen, wieder einen fraktionsübergreifenden 
Antrag zustande zu bringen. Ich möchte ausdrücklich 
betonen, dass das nicht an den Kolleginnen und Kolle-
gen aus dem Unterausschuss Abrüstung liegt.

Die SPD wollte gerne konventionelle und nukleare 
Rüstungskontrolle und Abrüstung gemeinsam betrach-
ten, auch über die Themen hinaus, die voraussichtlich 
bei der NVV-Überprüfungskonferenz behandelt werden. 
Das wurde leider von den Verantwortlichen in der Union 
abgelehnt.

Nun hat interessanterweise die Deep Cuts Commis-
sion, die aus Wissenschaftlern aus Deutschland, aus 
Russland und aus den USA besteht, in ihrem zweiten 
Bericht, den sie rechtzeitig zur Überprüfungskonferenz 
vorgelegt hat, genau das vorgeschlagen: die eskalieren-
den Konflikte in Europa und konventionelle und nu-
kleare Abrüstung und Rüstungskontrolle gemeinsam zu 
betrachten. Dass der Leiter der Münchener Sicherheits-
konferenz, Wolfgang Ischinger, genau diesen Ansatz in 
seinem Vorwort zu diesem Bericht der Deep Cuts 
Commission für richtig und wichtig erklärt, zeigt, dass 
die Arbeit der Deep Cuts Commission auch für die klas-
sischen Sicherheitspolitiker in Deutschland interessant 
ist. Ischinger verweist darauf, dass die Beobachtungs-
flüge, die im Rahmen des Open-Skies-Vertrages, also 
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unter dem OSZE-Regime, gemacht werden, in der 
Ukraine-Krise einen wichtigen Beitrag zur Deeskalation 
geleistet haben, was für uns wichtig werden wird, wenn 
wir in den Haushaltsberatungen über die Beschaffung ei-
ner deutschen Open-Skies-Plattform diskutieren werden.

Das Problem, vor dem wir mit der Überprüfungskon-
ferenz zum Nichtverbreitungsvertrag stehen, ist, dass 
sich seit dem Inkrafttreten des New-START-Vertrages 
am 5. Februar 2011 im Bereich der nuklearen Abrüstung 
nicht viel getan hat. Allerdings ist – und das ist gut und 
richtig so – eine Debatte um die humanitären Konse-
quenzen des Einsatzes von Atomwaffen in Gang gekom-
men, eine erneute Debatte; denn wir wissen seit dem Ab-
wurf von Atombomben auf Hiroshima und Nagasaki, 
wie katastrophal die Konsequenzen eines Atomwaffen-
einsatzes sind.

Alexander Kmentt, der Leiter der Abteilung für Ab-
rüstung, Rüstungskontrolle und Non-Proliferation im ös-
terreichischen Außenministerium, formuliert daher zu 
Recht – ich zitiere –:

Die Schlussfolgerungen des humanitären Diskurses 
sollten zu einer tiefgreifenden Überprüfung der Ab-
schreckungstheorie führen. Die Annahme über den 
Sicherheitsgewinn, den die Existenz von Atomwaf-
fen mit sich zu bringen behauptet, kann angesichts 
der Erkenntnisse über die schwerwiegenderen Aus-
wirkungen und größeren Risiken kaum aufrechter-
halten werden. Das Beharren auf Nuklearwaffen ist 
ein letztlich unverantwortliches Glücksspiel, das 
auf einer Illusion von Sicherheit aufbaut. Das Ver-
trauen der „Abschreckungs-Realisten“ auf diese 
Illusion ist daher die eigentliche „Utopie“, während 
ein klarer Fokus auf Prävention und nukleare Ab-
rüstung als die einzig nachhaltige und „realpoli-
tisch“ vernünftige Konklusion gelten muss.

Die Ungeduld der Staaten, die auf ihrem Territorium 
keine Atomwaffen dulden, wächst daher zu Recht und 
ebenso die Ungeduld internationaler Organisationen wie 
der Internationalen Kampagne zur Abschaffung von 
Atomwaffen – ICAN –, der International Physicians for 
the Prevention of Nuclear War – IPPNW –, der Mayors 
for Peace, aber auch des Internationalen Komitees vom 
Roten Kreuz, die sich intensiv mit den Risiken des er-
neuten nuklearen Wettrüstens auseinandersetzen, oder 
auch der Global-Zero-Bewegung, die von hochrangigen 
Politikern und Diplomaten aufgrund ihrer Erfahrungen 
aus dem Kalten Krieg mit initiiert wurde.

Ich möchte an dieser Stelle daher all denen danken, 
die sich in diesen und vielen weiteren Organisationen 
meist ehrenamtlich für eine Welt ohne Atomwaffen en-
gagieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ihr Engagement und ihre Fachkunde sind unverzichtbar 
für alle, die sich in Regierungen und Parlamenten für nu-
kleare Rüstungskontrolle und Abrüstung einsetzen. 
Ebenso möchte ich denjenigen danken, die als Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftler Vorschläge zu nu-
klearer Rüstungskontrolle und Abrüstung erarbeiten.

Die Verhandlungen um das iranische Nuklearpro-
gramm zeigen, was geduldige und hartnäckige diploma-
tische Bemühungen bewirken können. Wir können stolz 
darauf sein, dass neben den fünf offiziellen Atommäch-
ten auch Deutschland daran beteiligt war und ist.

Wenn – wie in den letzten Jahren – Konflikte eskalie-
ren, werden Rüstungskontrolle und Abrüstung nicht 
überflüssig, sondern – im Gegenteil – notwendiger als 
zuvor. Das ist eine der Lehren, die Politikerinnen und 
Politiker in aller Welt aus dem Kalten Krieg gezogen ha-
ben. Ich hoffe, dass auf der Überprüfungskonferenz die-
jenigen Gehör finden, die sich im Sinne von Alexander 
Kmentt als Realpolitiker erweisen, also konstruktive 
Vorschläge machen, wie wir dem Ziel einer Welt ohne 
Atomwaffen näherkommen können.

Ich bitte daher um Zustimmung zum gemeinsamen 
Antrag der SPD und der Union. Ich bin aber dafür, dass 
wir den Antrag der Linken ablehnen, der sich sehr viel 
stärker mit dem befasst, was von Politikern und Diplo-
maten in letzter Zeit an unsinnigen Forderungen aufge-
stellt worden ist, als mit dem, was konstruktiv zum Er-
folg der Überprüfungskonferenz beitragen kann.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. – Als nächste Rednerin hat Inge Höger 

von der Linken das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Inge Höger (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 70 Jahre 

nach den Atombombenabwürfen auf Hiroshima und Na-
gasaki gelingt es immer noch nicht, diese schrecklichen 
Massenvernichtungswaffen endlich abzuschaffen. Das 
liegt in erster Linie an den fünf offiziellen Atommäch-
ten. Es liegt an den USA, Russland, Frankreich, Großbri-
tannien und China, die an ihren Bomben festhalten. Es 
liegt auch an den inoffiziellen Atomwaffenstaaten, die 
durch den Besitz dieser Bomben ihren Einfluss in der 
Welt vergrößern wollen.

Es ist bezeichnend, dass die Koalitionsfraktionen in 
ihrem Antrag eine gemeinsame europäische Position 
einfordern. De facto bedeutet das nichts anderes, als dass 
man sich der Abrüstungsverweigerung der Regierungen 
Frankreichs und Großbritanniens anschließt. Da macht 
die Linke nicht mit,

(Beifall bei der LINKEN)

und wir sind uns da mit den Friedensbewegungen in 
Frankreich und England einig.

Nun ist es leicht, von diesem Pult aus den mangeln-
den Abrüstungswillen anderer Staaten zu kritisieren. 
Doch Abrüstung beginnt vor der eigenen Haustür.

(Beifall bei der LINKEN)
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Union und SPD erzählen in ihrem Antrag viel über 
Deutschlands Anstrengungen für Abrüstung, Rüstungs-
kontrolle und andere hehre Ziele. Doch wenn es konkret 
wird, ist davon überhaupt nichts mehr zu sehen. Immer 
noch lagern in Büchel 20 US-Atomsprengköpfe. Sie ha-
ben jeweils eine Sprengkraft von 20 Hiroshima-Bom-
ben. Anstatt sie endlich zu vernichten, werden sie in den 
kommenden Jahren modernisiert, um sie leichter ein-
satzfähig zu machen. Für den Ernstfall hält die Bundes-
wehr Tornado-Flugzeuge vor, die Atomwaffen transpor-
tieren und abwerfen können. Bundeswehrsoldaten 
werden eigens für den Zweck eines Atomkrieges ausge-
bildet.

Solange die Bundesregierung auf diese Art und Weise 
den USA Beihilfe zu einem potenziellen Atomkrieg leis-
tet, so lange bleiben Ihre rhetorischen Anstrengungen, 
die Sie hier oder in New York ableisten, pure Heuchelei. 
Sorgen Sie endlich dafür, dass alle Atomwaffen aus 
Deutschland abgezogen werden!

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Sylvia Kotting-
Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

In den Feststellungen des Koalitionsantrages singen 
Sie das schon oft gehörte Lied von den Bösen und den 
Guten – und natürlich von der ganz besonders guten 
Bundesregierung, die sich überall in der Welt fleißig für 
Abrüstung einsetzt. Dass davon wenig zu halten ist, habe 
ich eben skizziert.

Aber auch Ihre Geschichte von den bösen Russen und 
der guten NATO fällt typischerweise sehr einseitig aus. 
Zur Eskalation gehören immer zwei Seiten. Bitte verges-
sen Sie nicht, dass die NATO durch ihre Osterweiterung 
und aktuell durch die Stationierung von Truppen im Bal-
tikum maßgeblich zur gespannten Situation in Osteuropa 
beiträgt.

Den Antrag der Koalitionsfraktionen lehnen wir ab. 
Frieden und Abrüstung erreicht man nur durch konkrete 
Abrüstungsschritte.

Es ist schon interessant: CDU/CSU und SPD weisen 
in ihrem Antrag darauf hin, dass die Ukraine 1994 nur 
gegen die Garantie ihrer territorialen Integrität auf ihre 
Atomwaffen verzichtet hat.

(Niels Annen [SPD]: Auf die territoriale Integrität 
scheinen Sie ja nicht viel Wert zu legen!)

– Ich lege großen Wert darauf. – Ich kann mich noch gut 
erinnern, dass das Geschrei groß war, als Kriegsgegne-
rinnen und Kriegsgegner 1998 anmerkten, die NATO 
würde Belgrad vielleicht nicht bombardieren, wenn 
Jugoslawien Atombomben hätte. So ändern sich die Zei-
ten.

Auf eines ist allerdings Verlass: Die Linke lehnt jeden 
Völkerrechtsbruch ab und setzt sich auch weiterhin für 
die Abschaffung aller Atomwaffen ein.

(Beifall bei der LINKEN)

Es freut mich, dass die Koalition die massenvernich-
tungswaffenfreie Zone im Nahen Osten voranbringen 
will. Aber auch hier würde ich mir statt der bisherigen 
Sprechblasen ein beherztes Handeln von der Bundesre-

gierung wünschen. Für einige Staaten – das wissen Sie 
alle – hängt der Fortbestand des Atomwaffensperrvertra-
ges von Fortschritten bei diesem Thema ab. Es wird bei 
der Überprüfungskonferenz in New York von zentraler 
Bedeutung sein, ob es im Nahen und Mittleren Osten zu 
einer atomwaffenfreien Zone kommt.

Ein echtes Zeichen für Deeskalation und Abrüstung 
ist es, wenn Sie gleich für den Antrag der Fraktion Die 
Linke stimmen.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Das 
wird nichts!)

Wir bleiben dabei: Atomwaffen gehören auf den Müll-
haufen der Geschichte. Es wäre wünschenswert, wenn 
die New Yorker Konferenz in den nächsten Wochen ei-
nen Schritt in diese Richtung macht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Als nächster Redner hat Dr. Andreas Nick von der 

CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Dr. Andreas Nick (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Vor fast genau 70 Jahren, im August 1945, beendete der 
erstmalige Einsatz von Atomwaffen in Hiroshima und 
Nagasaki auch in Asien den Zweiten Weltkrieg. Hunder-
tausende Menschen starben; viele leiden teilweise bis 
heute unter den Folgen. Vier Jahre später zündete auch 
die Sowjetunion ihre erste Atombombe.

Das Gleichgewicht des Schreckens der folgenden 
40 Jahre zwischen den beiden atomaren Supermächten, 
der nukleare Friede, beruhte letztlich auf der glaubhaften 
Androhung wechselseitiger Vernichtung, der Mutual As-
sured Destruction, deren Kürzel „MAD“ wohl nicht zu-
fällig dem englischen Wort für „verrückt“ entspricht.

Spätestens mit der Kuba-Krise 1962 wurde deutlich, 
wie nah sich die Welt am Abgrund einer atomaren Ver-
nichtung bewegte. Die Atommächte trugen damit eine 
besondere Verantwortung. Trotz aller Gegensätze war 
ein hohes Maß an Berechenbarkeit und Vertrauensbil-
dung auf beiden Seiten gefordert. In der Folge – nicht 
zuletzt der Kuba-Krise – kam es 1968 dann zum Ab-
schluss des Vertrages über die Nichtverbreitung von 
Kernwaffen mit drei zentralen Pfeilern:

Erstens. Die Zahl der Nuklearmächte sollte weltweit 
nicht weiter ansteigen und auf die fünf ständigen Mit-
glieder des UN-Sicherheitsrates begrenzt bleiben.

Zweitens. Im Gegenzug wurde den atomwaffenfreien 
Staaten das uneingeschränkte Recht auf friedliche Nut-
zung der Kernenergie eingeräumt.

Drittens. Die Atommächte selbst verpflichteten sich, 
Verhandlungen mit dem Ziel einer vollständigen nuklea-
ren Abrüstung zu führen.
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Die Abrüstungsverträge über nukleare Mittelstreckenra-
keten INF und über strategische Trägersysteme START 
waren wichtige Meilensteine in der Beendigung des Kal-
ten Krieges.

Heute stehen wir vor neuen Herausforderungen. In ei-
ner multipolaren Welt mit einer Vielzahl von Akteuren 
ist die Gefahr regionaler nuklearer Rüstungswettläufe 
deutlich angestiegen. Inzwischen gibt es mindestens vier 
zusätzliche Staaten, die über Atomwaffen verfügen. Ins-
besondere der indische Subkontinent mit den beiden ri-
valisierenden Atommächten Indien und Pakistan, aber 
auch Ostasien mit Nordkorea und nicht zuletzt der Mitt-
lere Osten bergen ein großes Konflikt- und Eskalations-
potenzial.

Mit der Verfügbarkeit sogenannter taktischer Nu-
klearwaffen droht eine Absenkung der Einsatzschwelle 
mit der Gefahr, dass ein vermeintlich begrenzter nuklea-
rer Krieg führbar erscheinen könnte. Umso bedenklicher 
ist, dass mit Russland auch eine der Atommächte in 
jüngster Zeit seine substrategischen Nuklearwaffen mo-
dernisiert und Drohungen mit nuklearen Waffen offenbar 
wieder Teil der russischen Außenpolitik zu werden 
scheinen.

Vor allem aber ist die Entwicklung in der Ukraine ein 
massiver Rückschlag für das Ziel der Nichtverbreitung 
von Kernwaffen. Im Gegenzug zur Abgabe der früheren 
sowjetischen Atomwaffen war der Ukraine im Budapes-
ter Memorandum von 1994 die Achtung ihrer territoria-
len Integrität sowie die Wahrung ihrer politischen und 
wirtschaftlichen Unabhängigkeit zugesichert worden, 
auch unmittelbar durch Russland. Mit der völkerrechts-
widrigen Annexion der Krim und dem militärischen Vor-
gehen im Osten der Ukraine hat Russland diese Verein-
barung in eklatanter Weise verletzt.

Meine Damen und Herren, wenn aber internationale 
Vereinbarungen wie das Budapester Memorandum kei-
nen verlässlichen Bestand mehr haben, dann ist doch 
kaum zu erwarten, dass künftig noch irgendein Staat auf 
der Welt freiwillig auf den einmal erreichten Besitz von 
Atomwaffen verzichten wird. Im Gegenteil: Wenn sich 
der Eindruck weiter verstärkt, nur dies würde sie in die 
Lage versetzen, ihre staatliche Souveränität und territo-
riale Integrität dauerhaft zu sichern, dann werden insbe-
sondere kleinere Staaten mehr und mehr versucht sein, 
Kontrolle über Atomwaffen zu erlangen. Nuklearwaffen 
wären quasi die ultimative Währung nationaler Souverä-
nität.

Dies verdeutlicht einmal mehr: Nukleare Abrüstung 
und Nichtverbreitung von Kernwaffen können nicht iso-
liert erreicht werden, sondern nur, wenn sie in eine ver-
lässliche globale Friedensordnung und in ein robustes 
System regionaler Sicherheitsstrukturen eingebettet 
sind.

Es gibt aber auch ermutigende Entwicklungen. Dazu 
gehört zweifelsohne, dass nach langjährigen Bemühun-
gen in Lausanne eine Einigung über die Eckpunkte einer 
Vereinbarung im Hinblick auf das iranische Atompro-
gramm erzielt werden konnte, nicht zuletzt auch durch 
den beharrlichen Einsatz unserer Bundesregierung, der 

wir dafür ausdrücklich unseren Dank aussprechen. Wenn 
damit der Anreiz zu einem nuklearen Wettlauf in der Re-
gion erheblich gesenkt werden kann, wäre dies ein wich-
tiger Schritt zu der vorgeschlagenen Errichtung einer 
massenvernichtungswaffenfreien Zone im Mittleren Os-
ten. Zusammen mit unseren Partnern in der EU und der 
Nichtverbreitungs- und Abrüstungsinitiative NPDI wer-
den wir auf die baldige Umsetzung hinarbeiten.

Die Vereinbarungen von Lausanne zeigen aber auch 
die zentrale Bedeutung der internationalen Atomenergie-
behörde IAEO bei der Überwachung der zivilen Nut-
zung der Kernenergie. Dabei geht es gar nicht nur um 
die Nichtverbreitung von Atomwaffen, sondern insbe-
sondere auch um die Überwachung des Verbleibs spalt-
baren Materials; denn es muss uns klar sein: Auch eine 
mit nuklearem Material versetzte sogenannte schmutzige 
Bombe könnte in den Händen von Terroristen oder ande-
ren nichtstaatlichen Akteuren verheerende Folgen ha-
ben.

Meine Damen und Herren, die von Nuklearwaffen 
ausgehenden Bedrohungen für den Fortbestand der 
Menschheit sind weiterhin gewaltig. Eine weltweite 
vollständige nukleare Abrüstung, das auch von Präsident 
Obama eingeforderte Global Zero, muss deshalb unser 
langfristiges Ziel bleiben.

Der Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaf-
fen ist dafür ein wichtiger Meilenstein der internationa-
len Ordnung. Gemeinsam mit unseren Partnern wird sich 
Deutschland daher aktiv für einen positiven Abschluss 
der Überprüfungskonferenz im kommenden Mai einset-
zen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. – Als nächste Rednerin hat Agnieszka 

Brugger von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das 
Wort.

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In vier 
Tagen beginnt die Überprüfungskonferenz zum Nicht-
verbreitungsvertrag. Es ist das wichtigste Regime in der 
internationalen Abrüstungspolitik. Die Verhandlungen 
stehen leider unter keinem guten Stern, und die Erwar-
tungen sind mehr als bescheiden. Man hofft darauf, dass 
man das, was man vor fünf Jahren erreicht hat, noch ein-
mal festschreiben kann und dass es überhaupt zu einer 
Einigung kommt.

Liebe Kollegin Höger, ich meine, man kann an die-
sem Koalitionsantrag zu Recht viel kritisieren, aber die 
Forderung, dass sich die EU mit Blick auf diese so wich-
tige Konferenz um eine gemeinsame Position bemühen 
solle, ist richtig und unterstützenswert. Ich finde, es wäre 
ein Drama, wenn die Europäische Union in dieser wich-
tigen Frage keine einheitliche Haltung hätte. Das wäre 
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ein großer Rückschritt für die internationale Abrüstungs-
politik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Wenn man zu dem Ergebnis kommt, dass sich die in-
ternationalen Rahmenbedingungen für Abrüstung in den 
letzten Jahren – gerade im Zusammenhang mit der 
Ukraine-Krise – verschlechtert haben, dann sollte man 
nicht so darauf reagieren wie die Bundesregierung und 
nur lethargisch die Achseln zucken. Genau das machen 
Sie von der Koalition mit Ihrem Antrag. Vielmehr sollte 
man sagen: Gerade weil die Lage so schlecht ist, muss 
man Ausschau halten, wo es neue Ideen und Initiativen 
gibt und wo neue Dynamik entsteht.

Es gibt beispielsweise, aus der Zivilgesellschaft ange-
stoßen, die Humanitäre Initiative, die die fatalen ökolo-
gischen, aber auch humanitären Folgen eines Atomwaf-
feneinsatzes kritisiert. Mittlerweile sind 155 Staaten 
dieser wichtigen Initiative beigetreten, die viel Dynamik 
und Hoffnung in die Debatte gebracht hat. Deutschland 
war aber mit Verweis auf seine NATO-Mitgliedschaft 
bisher nicht dazu bereit.

Sie, Kolleginnen und Kollegen von der Koalition, for-
dern jetzt in Ihrem Antrag, dass Deutschland sich weiter 
an den Diskussionen beteiligen soll. Kleiner geht es 
wohl nicht mehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Wie weitere konkrete Ideen aussehen könnten und was 
Deutschland selbst tun könnte, um neue Bewegung in 
das Thema hineinzubringen, haben wir schon vor Wo-
chen in unserem grünen Antrag deutlich aufgezeigt. Es 
wäre gut gewesen, wenn Sie ihn noch einmal gelesen 
und sich ein bisschen daraus bedient hätten. Denn Ihre 
lustlose und ideenlose Haltung zur Humanitären Initia-
tive ist nur ein Beispiel, warum Ihr Antrag wenig über-
zeugend ist.

Ihr Antrag bedeutet auch einen Rückschritt. Vor fünf 
Jahren hat sich der gesamte Bundestag nach langen Ver-
handlungen auf eine gemeinsame Position verständigen 
können. Es war ein sehr wichtiges Zeichen, das von die-
sem Parlament aus auch bis in die Verhandlungen der 
Überprüfungskonferenz hineingestrahlt hat, was interna-
tional sehr breit wahrgenommen wurde. Wir waren zu 
Verhandlungen bereit. Es gab auch erste Gespräche. Sie 
sind ausgestiegen. Ich finde das parteipolitisch kleinka-
riert. Das ist die Arroganz dieser Großen Koalition.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie hätten noch einmal den alten, guten Antrag lesen 
sollen. Wir haben uns damals auf die Forderung geei-
nigt, dass die 20 US-amerikanischen Atombomben, die 
sich derzeit noch in Büchel in Rheinland-Pfalz befinden, 
abgezogen werden sollen. Ein atomwaffenfreies Deutsch-
land ist doch ein wichtiges Ziel, gerade wenn man auf in-
ternationaler Ebene glaubwürdig für nukleare Abrüstung 
streiten will. Das ist, finde ich, das Schlimmste an Ihrer 

Initiative: In dem von Ihnen vorgelegten Antrag findet 
sich diese Forderung nicht mehr. Sie haben sich damit 
offensichtlich von diesem Ziel verabschiedet. Das ist 
völlig falsch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ihr Antrag wirft uns damit um Jahre zurück. Ich kann 
auch nicht verstehen, wie eine Partei wie die SPD, die 
den Anspruch an sich hat, Friedens- und Abrüstungspar-
tei zu sein, so etwas unterstützt. Das ist mir wirklich 
schleierhaft.

Ebenso schleierhaft ist mir auch, warum der Kollege 
Carsten Müller aus der Union in der letzten Debatte zu 
unserem grünen Antrag vom „sicheren Schoß der nu-
klearen Teilhabe der NATO“ gesprochen hat. Das ist in 
doppelter Hinsicht Humbug: Diese Waffen haben keinen 
militärischen Zweck, und Atomwaffen bzw. Massenver-
nichtungswaffen machen die Welt nicht sicherer. Nur 
Abrüstung bringt am Ende des Tages mehr Frieden und 
Sicherheit für alle.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Koalition, 
es wäre besser gewesen, wenn Ihre ideenlose und mut-
lose Initiative den Bundestag nicht erreicht hätte. Denn 
sie revidiert eine zentrale Position und bringt uns keinen 
Schritt weiter in der Forderung nach einem Deutschland, 
das frei ist von Atomwaffen. Wer so wenig Engagement 
in dieser Frage zeigt, kann sich zwar den Erfolg der 
Überprüfungskonferenz zum Nichtverbreitungsvertrag 
wünschen. Er muss sich aber auch fragen lassen, was er 
selbst dazu beigetragen hat.

Wir Grüne werden weiter dafür streiten, dass 
Deutschland der Humanitären Initiative beitritt und sich 
für die weltweite Ächtung der Atomwaffen einsetzt und 
dass die Atomwaffen aus Deutschland abgezogen wer-
den. Wir werden auch weiter gegen einen gefährlichen 
Modernisierungskurs bei diesen Massenvernichtungs-
waffen streiten.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. – Als nächster Redner hat Wolfgang 

Hellmich von der SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wolfgang Hellmich (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist gut, 
dass der Bundestag in vielen Debatten immer wieder die 
gemeinsame Position deutlich gemacht hat: Wir wollen 
eine Welt ohne Atomwaffen. Ich denke, diese Aussage 
eint uns.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)
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Wir waren in dieser Frage schon einmal wesentlich 
weiter. Ich denke an das Jahr 2010, in dem dieser Bun-
destag einen gemeinsamen Beschluss – ich glaube, da-
mals ohne die Linken – gefasst hat, in dem eine gemein-
same Position für die Überprüfungskonferenz formuliert 
wurde. Das hat die Konferenz im Jahr 2010 vorange-
bracht.

Wir sollten uns darum bemühen, dass wir durch einen 
gemeinsamen Beschluss dieses Parlaments auch zu der 
jetzt anstehenden Konferenz Ideen einbringen und dem 
Prozess einen Schub verleihen, damit die Konferenz, die 
in der Tat – mehrere haben es hier beschrieben – unter 
einem nicht gerade guten Stern steht – sie steht vielmehr 
unter einem schlechten Stern; ich erinnere an die ver-
schärfte internationale Lage –, trotzdem zu guten Ergeb-
nissen in einem Abschlussdokument kommt, die die 
Konferenz weiterbringen und die das System von Abrüs-
tungsverträgen als Kern einer weltweiten Friedensord-
nung am Leben erhalten bzw. weiterbringen.

Wir leben in einem Jubiläumsjahr. Es ist daran erin-
nert worden: Vor 70 Jahren gab es den ersten Abwurf 
von Atombomben, vor 100 Jahren die erste Anwendung 
von Giftgas im Ersten Weltkrieg. Wir leben in einem 
Jahr, in dem viele schreckliche Ereignisse ihren Jahres-
tag haben. Wir können in diesem Jahr aber auch deutlich 
machen: Ohne internationale Verträge und ohne das ge-
meinsame Formulieren gleicher Ziele, ohne den Willen, 
zu Abrüstungsschritten zu kommen, werden wir aus der 
Rüstungsdynamik nicht herauskommen. Wir müssen 
eine Dynamik hin zu mehr Abrüstung erreichen. In die-
sem Zusammenhang spielt die Überprüfungskonferenz 
eine wichtige Rolle. Es müssen dort Schritte vereinbart 
werden, damit der gemeinsame Wille zur Abrüstung 
deutlich wird.

Die Kernaufgabe liegt bei den Großen in dieser Welt, 
bei denjenigen, die entscheidend über die Frage von 
Atomwaffen verhandeln. Von denen erwarten viele Staa-
ten gerade im Zuge der Konferenz, dass man bei den 
Verhandlungen weiterkommt. Das betrifft auch die Ver-
handlungen über den Abzug von Atomwaffen aus 
Europa. Das ist keine unilaterale Veranstaltung, sondern 
das ist eine bilaterale Frage, die in den Verhandlungen 
zwischen Russland und den USA geklärt werden muss. 
Das muss im Mittelpunkt der Gespräche auch dieser 
Konferenz stehen, damit klar ist, wo die Verantwortung 
liegt. Es geht auch darum, den Staaten, die auch Unter-
zeichner des NVV sind und die keine Atomwaffen ha-
ben, aber vielleicht danach streben, deutlich zu machen, 
dass wir auf dem Weg zur Abrüstung atomarer Waffen 
klare und deutliche Fortschritte erzielen wollen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Es ist richtig: Gespräche über atomwaffenfreie Zonen 
im Nahen Osten und in anderen Regionen der Welt zu 
führen, muss auch das Bestreben der Bundesregierung 
sein. Wenn ich die Gespräche, auch die Beratungen im 
Unterausschuss, richtig verstanden habe, ist es nicht so, 
dass unsere Regierung die Hände in den Schoß legt; viel-
mehr bemüht sie sich in vielen Gesprächen und auf vie-
len internationalen Konferenzen, in dieser Frage ein 

Stück weit weiterzukommen. Sie setzt sich dafür ein, die 
Finanzierung der Internationalen Atomenergie-Organi-
sation so zu gestalten, dass sie auch als Verifikationsor-
gan gestärkt wird. Sie bemüht sich – das ist ein wesentli-
cher Punkt –, den NVV nicht isoliert zu betrachten, 
sondern ihn in andere Abrüstungs- und Vertragssysteme 
einzubeziehen, den Atomteststoppvertrag CTBT weiter-
zuentwickeln und weitere Unterzeichner für diesen Ver-
trag zu gewinnen.

Wir müssen in der Tat zu einem gemeinsamen euro-
päischen Standpunkt kommen. Ich denke, im Kern der 
europäischen Strategie, die zu formulieren ist, wird auch 
die Frage der atomaren Abrüstung und der Weiterent-
wicklung der Abrüstungsregime eine zentrale Rolle spie-
len müssen. Auch in dieser Hinsicht bemüht sich die 
Bundesregierung, die Diskussion weiterzubringen. Be-
richte liegen auf dem Tisch. Ich denke, das ist ein Punkt, 
wo die Bundesregierung unter Beweis stellt, dass sie 
sich aktiv dafür einsetzt, dass es zu weniger atomarer 
Rüstung kommt.

Es gibt aber einen Zusammenhang, den wir sehen und 
den wir diskutieren müssen. Wir können den NVV und 
andere Verträge nicht losgelöst von der konventionellen 
Rüstung sehen. Wenn in der Militärdoktrin der Russi-
schen Föderation steht, Russland behalte sich das Recht 
vor, als Antwort auf den Einsatz von Atomwaffen oder 
anderen Massenvernichtungswaffen gegen sie und/oder 
ihre Verbündeten sowie bei einer Aggression gegen die 
Russische Föderation unter Einsatz konventioneller 
Waffen Atomwaffen einzusetzen, dann sieht man den 
Zusammenhang zwischen dieser Strategie und den 
Atomwaffen.

Ich komme zum Schluss: Die Fortsetzung des KSE-
Prozesses, die Aufnahme weiterer Gespräche, die Be-
kräftigung der im Koalitionsvertrag vereinbarten Platt-
form zur Rüstungskontrolle im Rahmen des Wiener Do-
kumentes – das sind die richtigen Signale. Damit leisten 
wir auf der europäischen Ebene die Beiträge, die wir 
dringend brauchen.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Stimmen 
Sie bitte diesem Antrag zu. Ich fordere alle, die in New 
York bei den Diskussionen dabei sein werden, auf, dies 
aktiv zu vertreten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. – Als nächster Redner hat Dr. Hans-

Peter Uhl von der CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Hans-Peter Uhl (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine verehrten Kolleginnen und 

Kollegen! Am kommenden Montag kommen die Teil-
nehmer zur neunten Überprüfungskonferenz zum Atom-
waffensperrvertrag in New York zusammen. Die Bilanz 
ist aus heutiger Sicht durchwachsen. Die letzte Überprü-
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fungskonferenz im Jahr 2010 sendete noch positive Si-
gnale aus. Erstmals seit 2000 konnte man sich wieder 
auf ein Abschlussdokument verständigen. Zudem wurde 
ein Aktionsplan verabschiedet. Die Vorbereitungen für 
diese Konferenz im Jahr 2015 zeigen jedoch: Trotz der 
positiven Signale aus dem Jahr 2010 ist es nicht zu einer 
stärkeren Annäherung der Teilnehmer gekommen. Bei 
vielen Themen liegen die Positionen diametral auseinan-
der.

Die aktuelle weltpolitische Lage belastet die Konfe-
renz in der Tat zusätzlich. Die Annexion der Krim durch 
Russland bedeutet einen schweren Rückschlag für den 
Bereich der nuklearen Abrüstung. Russland verletzt mit 
der Annexion das Völkerrecht. Das wird allgemein so 
gesehen. Insbesondere aber der Bruch des Budapester 
Memorandums von 1994 ist ein schwerer Schlag. In die-
sem Memorandum wurden der Ukraine die Unabhängig-
keit und die politische Integrität garantiert. Im Gegenzug 
verpflichtete sich Kiew, dem Atomwaffensperrvertrag 
beizutreten und die Rückführung aller Atomwaffen nach 
Russland durchzuführen. Russlands Vertragsbruch ist fa-
tal. Sein Verhalten ist kontraproduktiv für die weltweiten 
Bemühungen, eine neue Dynamik nuklearer Aufrüstung 
zu vermeiden. Hinzu kommt, dass Moskau in jüngster 
Zeit seine Nuklearwaffen nicht abrüstet, sondern moder-
nisiert und deren Einsatzschwelle absenkt. Drohungen 
mit nuklearen Mitteln gehören wieder zur russischen 
Rhetorik.

Umso erfreulicher sind die positiven Signale aus Lau-
sanne von Anfang April. Die Verhandlungen zu einem 
geordneten Atomprogramm mit dem Iran sind auf einem 
guten Weg. Die Verständigung über Eckpunkte ist auch 
dem unermüdlichen Einsatz des deutschen Außenminis-
ters Frank-Walter Steinmeier zu verdanken, und das 
sollte hier erwähnt werden. Alle Unterstützung muss nun 
einem erfolgreichen Verhandlungsabschluss mit dem 
Iran bis zum Sommer gelten.

Der Atomwaffensperrvertrag ist als Stabilitätsanker 
heute wichtiger denn je. Deutschland ist bereit, mehr au-
ßenpolitische Verantwortung zu übernehmen. Dazu ge-
hört auch, dass wir international weiterhin eine wichtige 
und aktive Rolle bei Abrüstung und Nichtverbreitung 
von Atomwaffen einnehmen. Deshalb muss die deutsche 
Delegation ihr ganzes diplomatisches Verhandlungsge-
schick nutzen, um trotz schwieriger Bedingungen ver-
nünftige Abrüstungsvereinbarungen zu erreichen.

Ich bedanke mich.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. – Als letzte Rednerin in dieser Debatte 

hat Dr. Katja Leikert, ebenfalls von der CDU/CSU-Frak-
tion, das Wort.

Dr. Katja Leikert (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn es ein internationales Rüstungskontroll-
regime gibt, für das wir uns starkmachen sollten, dann ist 

das allen voran das Nichtverbreitungsregime. Durch 
seine klaren Prinzipien, Normen, Regeln und Verfahren 
hat der NVV die Spielregeln zwischen den Staaten mit 
Blick auf Erwerb und Entwicklung von Kernwaffen so-
wie die zivile Nutzung von Nukleartechnologie unmiss-
verständlich festgelegt. Für mich steht fest, dass er in 
den letzten 45 Jahren unsere Welt sicherer gemacht und 
erheblich zu mehr Vertrauen zwischen den Staaten bei-
getragen hat.

Beachtliche 190 Staaten haben das Vertragswerk mitt-
lerweile unterzeichnet. Lediglich Indien, Israel, Pakistan 
und Südsudan sind keine Mitglieder, und Nordkorea 
zähle ich nicht mehr dazu. Iran gehörte hingegen zu den 
ersten Unterzeichnerstaaten im Jahr 1968.

In wenigen Tagen beginnt die Überprüfungskonferenz 
zu diesem sogenannten Atomwaffensperrvertrag, und es 
liegt an uns, dass wir uns für ein erfolgreiches Gelingen 
einsetzen; denn es bestehen weiterhin große Herausfor-
derungen, bis wir die Global Zero, also eine Welt ohne 
Atomwaffen, erreichen. So verfügen heute Indien, Pakis-
tan und mit hoher Wahrscheinlichkeit auch Nordkorea 
über Atomwaffen.

Neben dem Problem der Weiterverbreitung ist auch 
das Thema „Abrüstung bei Kernwaffenstaaten“ nach wie 
vor aktuell. Immerhin ist die Zahl der weltweit statio-
nierten Atomsprengköpfe in den letzten fünf Jahren um 
mehr als ein Viertel gesunken: von 22 000 auf 16 000. 
Aber erstens sind das natürlich immer noch viel zu viele 
Sprengköpfe, und zweitens arbeiten die Atomwaffen-
staaten nach wie vor an der Modernisierung ihrer Nukle-
arsysteme, allen voran Russland. Gerade mit Blick auf 
die unverhohlenen Drohungen mit dem Einsatz nuklea-
rer Mittel durch Russland kann ich die Putin-Versteher 
einmal weniger verstehen. Wer sich über sämtliche Be-
stimmungen des Völkerrechts hinwegsetzt, ist nicht im 
21. Jahrhundert angekommen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dagmar Ziegler [SPD]: Ja-
wohl, recht hat sie!)

Da manche Staaten zur Sicherung ihres Überlebens nach 
wie vor auf Realpolitik der alten Schule setzen wie Auf-
rüstung und Expansion, bleibt die Bemühung um inter-
nationale Regeldurchsetzung gerade in dem hochsen-
siblen Bereich der Kernwaffen für mich so aktuell wie 
vor 45 Jahren.

Jetzt steht die nächste Überprüfungskonferenz zum 
NVV an. Wir von der schwarz-roten Koalition nehmen 
dies zum Anlass, die Bundesregierung aufzufordern, 
verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, damit eine 
neue Dynamik nuklearer Aufrüstung und eine Weiter-
verbreitung von Atomwaffen vermieden werden.

Es wäre jetzt natürlich leicht, angesichts dieser globa-
len Dimension zu sagen: Die Herausforderungen sind zu 
groß. Man sollte die Erwartungen an die Überprüfungs-
konferenz so niedrig wie möglich hängen. – Da ist es na-
türlich wie immer im Leben: Wenn man keine Erwartun-
gen hat, dann kann man auch nicht enttäuscht werden. 
So einfach können wir uns das nicht machen.
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(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Das ist 
eine tolle Logik!)

Bei allen Schwächen eines internationalen Regimes 
gibt es auch sehr viel Positives. Iran ist das beste Bei-
spiel. Ich bin überzeugt davon, dass überhaupt nur durch 
die offenen Kommunikationskanäle, die das NV-Regime 
bietet, der aktuelle Verhandlungserfolg erzielt werden 
konnte. Natürlich waren wir alle skeptisch. Ich denke je-
doch, dass angesichts der Verhandlungen Optimismus 
nun umso mehr begründet ist.

Dank der auch von deutscher Seite so engagiert ge-
führten Verhandlungen ist der Weg Irans zur Atom-
bombe nun langfristig ausgeschlossen. Teheran ver-
pflichtet sich ganz konkret, in den kommenden zehn 
Jahren mehr als zwei Drittel der bestehenden Urananrei-
cherungskapazitäten stillzulegen. Über 95 Prozent des 
bereits angereicherten Urans sollen entweder verdünnt 
oder außer Landes gebracht werden. Was die kommen-
den Jahre angeht, so sollen die Anreicherung und For-
schung ausschließlich zu zivilen Zwecken und nur in en-
gen Grenzen erlaubt sein – bei engmaschigen Kontrollen 
durch die IAEO.

Der Hebel, mit dem die E3+3 den Durchbruch bei den 
Nuklearverhandlungen erzielt haben, sind ganz klar die 
wirtschaftlichen Anreize. Dazu werden die Sanktionen 
schrittweise gelockert. Wir sehen also ein ganz realpoli-
tisches Geben und Nehmen. Vielleicht ist das auch eine 
Blaupause für all diejenigen Staaten, die bisher dem 
NVV noch nicht viel abgewinnen konnten.

Was wir aus den E3+3-Verhandlungen ebenfalls mit-
nehmen können: Deutschland kommt seiner internatio-
nalen Verantwortung als westlicher Nichtnuklearwaffen-
staat erfolgreich nach und sollte dies weiterhin verstärkt 
tun. Ich finde, wir haben eine besondere Vermittlerrolle 
zwischen den Nuklearwaffenstaaten und den Nichtnuk-
learwaffenstaaten. Ich sage dies ganz bewusst mit Blick 
auf die anstehende Überprüfungskonferenz und auch vor 
dem Hintergrund der hier im Hause geführten Diskussio-
nen der vergangenen 25 Jahre über Deutschlands Rolle 
in der Welt: Es gibt keinen Grund für eine Zurückhal-
tung mit unseren Positionen. Der multilaterale Kurs in 
sämtlichen Bereichen unserer Außenpolitik, auch in der 
Abrüstungspolitik, ist richtig. Die umsichtige und zu-
gleich unmissverständliche Art und Weise unseres Au-
ßenministers, der hier schon öfter zu Recht gelobt 
wurde, verkörpert diesen Ansatz sehr treffend.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Das Ziel „Eine Welt ohne Atomwaffen“ ist kein poli-
tisches Pathos. Es ist aber nur durch gemeinsames politi-
sches Handeln erreichbar. Hier liegt es an uns, sich im-
mer wieder für dieses Ziel einzusetzen. Daher freuen wir 
uns über die Unterstützung für unseren Antrag.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, da-

mit schließe ich die Aussprache.

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den An-
trag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Druck-
sache 18/4685 mit dem Titel „Die NVV-Überprüfungs-
konferenz zum Erfolg führen“. Wer stimmt für diesen 
Antrag? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – 
Damit ist dieser Antrag mit den Stimmen der Koalition 
gegen die Stimmen der Opposition angenommen wor-
den.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion Die Linke auf Drucksache 18/4681 mit dem 
Titel „Die europäische Sicherheitsstruktur retten – Über-
einkommen in Gefahr“. Wer stimmt für diesen Antrag? – 
Wer stimmt dagegen? – Damit ist dieser Antrag mit den 
Stimmen der Koalition und von Bündnis 90/Die Grünen 
gegen die Stimmen der Fraktion Die Linke abgelehnt 
worden.

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt abgeschlossen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 27:

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Elisabeth Scharfenberg, Kordula Schulz-Asche, 
Maria Klein-Schmeink, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Gute Versorgung am Lebensende sichern – 
Palliativ- und Hospizversorgung stärken

Drucksache 18/4563 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. Gibt es dagegen 
Widerspruch? – Das ist nicht der Fall. Dann ist das auch 
so beschlossen.

Wir beginnen mit der Aussprache. Als erste Rednerin 
hat die Kollegin Elisabeth Scharfenberg von Bünd-
nis 90/Die Grünen das Wort.

Elisabeth Scharfenberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Viele Menschen haben große Angst vor der 
letzten Lebensphase. Diese ganz natürliche Angst vor 
dem Sterben verstärkt sich noch durch die Angst, einsam 
zu sterben: einsam in einem Krankenhaus, einsam in ei-
nem Pflegeheim. Wir alle haben Angst davor, vielleicht 
der Familie zur Last zu fallen oder sogar der ganzen Ge-
sellschaft. Wir haben Angst davor, Schmerzen ertragen 
zu müssen, Schmerzen, die vielleicht niemand lindern 
kann.

Natürlich können wir, das Parlament, diese Ängste 
hier nicht einfach auf Knopfdruck beseitigen. Wir kön-
nen aber dafür sorgen, dass sich jeder schwerstkranke 




